
 
 
 
 
Investitionsschwerpunkte 2024 
 
Im Jahr 2024 sind folgende Investitionsschwerpunkte vorgesehen, welche aus vorhandener 
Liquidität ohne Schuldenaufnahme finanziert werden sollen: 
 

 
 2024 Gesamt 
Anschlussunterbringung für bis zu 60 Personen 1.400.000 € 3.000.000 € 
Nahwärmeprojekt 265.300 € 1.974.600 € 

Planungsrate weiterer Ausbau Nahwärme 50.000 €  
Sanierung Weiherbecken (Hochwasserschutz) 75.000 € 275.000 € 
Speicher für PV-Anlage Wiesentalschule 45.000 €  
PV-Anlage, Wärmepumpe Bauhof/Feuerwehr 56.000 €  

Sanierung Bahnhofsgebäude (2024 Innendämmung) 20.000 €  

Planungsanteil S-Bahn-Ausbau (ggf. spätere Erstattung) 286.000 € 2.177.000 € 
Planungsanteil Wärmenetze (an Landkreis) 10.000 €  

Beschattung Spielplätze 10.000 €  
Einführung und Umsetzung Online-Zugangs-Gesetz 15.000 €  

 

Schwerpunkt ist derzeit der Ausbau der Nahwärmeversorgung. Der Bereich rund um das 
Rathaus wurde mit der Heizzentrale am Sportplatzareal/Bildungscampus verbunden. Hierbei 
werden auch private Anlieger sowie das ehemalige Medima-Areal angeschlossen. Im Jahr 
2024 ist eine Pufferspeicherung der Wärme geplant, zudem soll im Sport- und Campusbereich 
ein Netz aus eigenproduziertem Strom entstehen. Weitere Gemeindegebäude wie zum Beispiel 
Feuerwehr und Bauhof sollen darüber hinaus mit PV-Anlagen ausgestattet werden. 
 
Das Seniorenprojekt wurde in der ursprünglich geplanten Form – die Gemeinde baut das 
Gebäude und vermietet dieses an das Evangelische Sozialwerk - nicht mehr in die 
Haushaltsplanung aufgenommen. Aufgrund der steigenden Kreditzinsen und 
Baupreissteigerungen von 9 auf rund 13 Millionen Euro wäre im Verhältnis Zinsen und 
Abschreibungen zur eingenommenen Miete eine Subvention durch die Gemeinde von mehr als 
500.000 Euro pro Jahr notwendig gewesen, was im Zusammenhang mit dem bereits bisher 
nicht ausgeglichenen Haushalt nicht darstellbar war. Nun heißt es an dieser Stelle neu zu 
denken und andere Realisierungsformen zu prüfen. 
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Ein Zusammenhang zur vorgeschriebenen Flüchtlingsunterbringung besteht entgegen 
vielfältiger Mutmaßungen nicht. Die Gemeinde ist derzeit verpflichtet, jährlich rund 60 Personen in 
die Anschlussunterbringung aufzunehmen. Die Quote für das Jahr 2023 konnte bereits erfüllt 
werden, indem die Gemeinschaftsunterkunft in der alten Halle (40%) sowie die Unterbringung 
unbegleiteter Minderjährige im ehemaligen Medima-Areal (20%) durch den Landkreis anteilig 
angerechnet wurden. Für 2024/25 besteht die Option, ein Provisorium auf der Freifläche neben 
dem Hallenbad für maximal 60 Personen zu errichten. Hierfür sind in den Haushalten 2023 bis 
2025 insgesamt 3 Millionen Euro eingestellt. Ziel sollte es sein, dass die Ausgaben durch 
Nutzungsentgelte durch die untergebrachten Personen beziehungsweise durch das Jobcenter 
refinanziert werden können. 
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